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Dr. Michael Espendiller (AfD): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Mit dem heute hier eingebrachten Antrag 
zur Einsetzung einer Enquete-Kommission „Direkte De-
mokratie auf Bundesebene“ verfolgen wir das Ziel, noch 
in dieser Legislatur Volksentscheide auf Bundesebene 
einzuführen . Klar: In diesem Antrag sind wir nicht be-
sonders konkret geworden . Wir brauchen eine Zweidrit-
telmehrheit, um das Grundgesetz zu ändern . Wir müssen 
einen Konsens zwischen den verschiedenen Parteien fin-
den . 

Frau Lindholz, tut mir leid, wir haben Sie wirklich 
nicht gefragt . Ich dachte, es gibt einen Unvereinbarkeits-
beschluss, dass die CDU/CSU nicht mit der AfD redet . 
Ich freue mich, dass Sie ihn langsam aufheben .

(Beifall bei der AfD)

Frau Haßelmann, wenn der Antrag zu langweilig, zu 
trocken und – Zitat – „leidenschaftslos“ ist, dann malen 
Sie halt Regenbögen darauf .

(Heiterkeit und Beifall bei der AfD – Canan 
Bayram [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Was 
ist das denn? Geht’s noch?)

Seit Jahrzehnten wird in dieser Republik über das 
Für und Wider von mehr Bürgerbeteiligung diskutiert, 
und seit Jahrzehnten gibt es hier keine Ergebnisse . Wäh-
renddessen wird weiter über die Köpfe der Menschen 
hinweg regiert . Dabei geraten die Grundlagen unseres 
Gemeinwesens völlig aus dem Blick . Eine ganz wesent-
liche Funktion der Demokratie ist die Eindämmung von 
Machtmissbrauch und unverhältnismäßiger Machtaus-
übung . 

Aber wie sieht die Realität aus? Bei allen wichtigen 
Fragen, die der Bundestag in den vergangenen Jahren zu 
entscheiden hatte, waren sich die Fraktionen seltsam ei-
nig. Egal ob Euro-Rettung, Grenzöffnung oder Kernener-
gie: Stets herrschte breite Einigkeit über die Alternativlo-
sigkeit von politischen Entscheidungen . Aber wer von 
Alternativlosigkeit spricht, hat nicht lang genug über das 
Problem nachgedacht . Alternativlosigkeit ist die größte 
Bedrohung der Demokratie; 

(Beifall bei der AfD)

denn Demokratie lebt vom Streit . Sie lebt von der Kon-
troverse . Sie lebt vom Wettbewerb der politischen Ideen . 
Demokratie ist das Ringen um die beste Lösung für un-
ser Land . Was ist davon eigentlich geblieben? Und wo 
bleibt bei all dem der Bürger? Er steht unpersönlichen 
Verwaltungseinheiten gegenüber . Er bekommt mehr und 
mehr Vorschriften gemacht . Er muss einen immer größe-
ren Anteil seines Verdienstes an den Staat abgeben und 
darf Wahlgeschenke auf Kosten der nächsten Generation 
finanzieren. Zahlen dürfen die Menschen immer, mitre-
den dürfen sie nie . 

(Beifall bei der AfD – Manuel Höferlin 
[FDP]: Stimmt doch gar nicht!)

Wir wollen auch Volksentscheide über finanzrelevante 
Dinge . Aber das werden wir dann in dieser Kommissi-
on diskutieren, wenn sie denn kommen sollte . Wir als 

AfD-Fraktion werden die genannten Dinge auf jeden Fall 
ändern . Wir wollen, dass nicht nur das Parlament ent-
scheidet . Wir wollen, dass das Volk selber über sein ei-
genes Schicksal entscheiden kann . Da reicht es uns nicht, 
wenn eine Ausschusssitzung öffentlich ist. Das Volk will 
selber entscheiden .

(Beifall bei der AfD – Manuel Höferlin 
[FDP]: Ein Anfang! Direkt anfangen!)

– Man kann direkt mit der richtigen Sache starten . In der 
Schweiz klappt das perfekt . 

Deswegen, liebe Kollegen: Gucken Sie in Ihre Wahl-
programme. Sie haben im Wahlkampf sehr häufig ver-
sprochen, dass es Volksentscheide geben wird . Lassen 
Sie diesen Worten endlich Taten folgen . Stimmen Sie mit 
uns für die Einsetzung dieser Kommission; die Details 
können wir im Innenausschuss gerne noch klären . Dann 
werden wir dort einen gemeinsamen Entwurf erarbei-
ten, der hier mit einer Zweidrittelmehrheit angenommen 
wird .

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage?

(Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Erste Rede!)

– Erste Rede, okay .

Dr. Michael Espendiller (AfD): 
In der zweiten Rede, gerne; okay . – Dann wird es in 

Deutschland auch endlich Volksentscheide geben . 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit .

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Nächster Redner ist der Abgeordnete Mahmut 

Özdemir für die SPD .

(Beifall bei der SPD)

Mahmut Özdemir (Duisburg) (SPD): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ich weiß nicht, ob die Antragsteller Interesse 
an einer sachlichen Debatte haben oder nicht, deshalb gibt 
es vorab eine Zusammenfassung auf Niederrheinisch: Da 
haben Sie mal wieder Stuss zusammengefrickelt . 

Artikel 20 Absatz 2 des Grundgesetzes besagt: 

Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus . Sie wird vom 
Volke in Wahlen und Abstimmungen … ausgeübt . 

Spätestens alle vier Jahre findet ein urdemokratischer 
Akt in der Bundesrepublik statt . In allgemeiner, unmit-
telbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl treffen die 
wahlberechtigten Bürgerinnen und Bürger die Entschei-
dung darüber, wer sie vertreten darf . Es gibt Sieger und 
Verlierer . Es gibt eine Mehrheit, die regiert, und eine 
Minderheit, die durch steten Widerspruch im Rahmen 
der Parteiendemokratie wieder oder überhaupt die Mehr-
heit erlangen möchte . 
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Nun haben wir als SPD-Bundestagsfraktion bereits 
ohne die Notwendigkeit der Einsetzung einer Enque-
te-Kommission erkannt, dass es in der Bundesrepublik 
den Drang und den Wunsch der Menschen im Land 
nach mehr unmittelbaren Beteiligungsformen gibt . Die-
se möchten nicht nur allgemein oder im Geheimen alle 
vier Jahre ihren Protest oder ihre politische Haltung aus-
drücken, welche sie möglicherweise auf einzelne Sach-
fragen beschränken, sondern sie streben auch nach der 
grundgesetzlichen Möglichkeit, im Einzelfall an die Sei-
te oder die Stelle der gewählten Bundestagsabgeordneten 
zu treten . 

Das Bedürfnis, die Stimme zu erheben, hat diesem 
Parlament bereits zur Entscheidung vorgelegen . Die ur-
sprünglichen Gesetzentwürfe, die im Übrigen auch eine 
Grundgesetzänderung vorschlagen, tragen die Drucksa-
chennummern 17/13873 und 17/13874 – Nachhilfe in 
parlamentarischer Arbeit habe ich Ihnen schon einmal 
angeboten – und stammen aus der Feder der SPD-Bun-
destagsfraktion . Insofern braucht meine Fraktion weder 
diesen Antrag noch Ihren Anstoß, sondern nur eine Zwei-
drittelmehrheit .

(Beifall bei der SPD)

Unmittelbaren Mitwirkungsrechten stehen wir im Üb-
rigen aufgeschlossen und sehr wohlwollend gegenüber . 
Wir haben der Festschreibung im Grundgesetz auch die 
entsprechende Gebrauchsanweisung für die Umsetzung 
von Volksinitiativen, Volksbegehren und Volksentschei-
den beigefügt . 

Dennoch sind unmittelbare demokratische Regelun-
gen im Grundgesetz kein Selbstzweck . Sie ersetzen auch 
keine Mehrheitsentscheidungen . Erst recht sind sie keine 
Zurschaustellung von Misstrauen gegenüber Abgeordne-
ten und Parlamenten . Vielmehr gilt, dass die mittelbare 
Demokratie und damit das Wählen von Abgeordneten 
die Regel darstellt . Die unmittelbare Demokratie ist und 
bleibt damit eine Ausnahme, die den Handlungsspiel-
raum erweitert, weil sie Entscheidungen des Deutschen 
Bundestages im äußersten Einzelfall zu verlagern ver-
mag und im besten Fall eine Beschäftigung mit bisher 
nicht beachteten Sachverhalten veranlasst . 

Beide Arten der Demokratie haben grundsätzlich eine 
Gemeinsamkeit: Am Ende steht jeweils eine Entschei-
dung . Unabhängig von den deutlichen oder knappen 
Entscheidungsergebnissen bleibt eine Mehrheit auch 
eine Mehrheit . Entscheidungen gründen schließlich auf 
Vertrauen . 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Sowohl die mittelbare als auch die unmittelbare De-
mokratie sind daher vereint in dem Vertrauen, dass Ent-
scheidungen akzeptiert und respektiert werden, eben 
weil man sich auch vorher beteiligen konnte . Sofern man 
sich natürlich an diese demokratischen Spielregeln nicht 
halten möchte, versucht man, Zweifel zu säen und sich 
als Opfer darzustellen . Das sehen wir besonders auf der 
rechten Seite des Hauses in letzter Zeit regelmäßig .

(Beifall bei der SPD)

Ob nun eine Befassung des Deutschen Bundestages 
mit einer Gesetzesvorlage oder die Überprüfung von be-
reits beschlossenen Gesetzen durch unmittelbare Volks-
beteiligung der Gegenstand ist: Am Ende steht entweder 
eine Verlagerung oder die Bestätigung der Entscheidung 
des Parlamentes . Diese Einheit von mittelbarer und un-
mittelbarer Demokratie stellt, wie gesagt, mehr ein Re-
gel-Ausnahme-Verhältnis dar als, wie uns die Antrag-
steller glauben machen wollen, eine Berichtigung durch 
das Staatsvolk, das dadurch nach seinem zuvor gezeigten 
Vertrauen möglicherweise ein Misstrauen zeigt, indem es 
eine Entscheidung wieder an sich zieht .

Die SPD-Bundestagsfraktion war und ist Fürsprecher 
der unmittelbaren Demokratie . Unsere Position ist maß-
voll, zurückhaltend, aufrichtig und erweitert den Spiel-
raum des Artikels 20 Absatz 2 des Grundgesetzes dem 
Sinn und Zweck nach, dass alle Staatsgewalt vom Volke 
ausgeht . Unsere Gesetzentwürfe aus der 17 . Legislatur-
periode schmieden aus den mittelbaren und unmittelba-
ren Bestandteilen eine Einheit des Vertrauens gegenüber 
auf Zeit gewählten Parlamentariern und der Erweiterung 
demokratischer Teilhabe im Staat .

Kurzum: Eine Enquete-Kommission brauchen wir 
nicht; denn wir haben unsere Hausaufgaben bereits er-
ledigt . 

(Dr . Alice Weidel [AfD]: Genau, die SPD!)

Ich rufe Sie herzlich dazu auf, Ihre Hausaufgaben zu ma-
chen .

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Vielen Dank . – Nächster Redner ist Philipp Amthor 

für die Fraktion der CDU/CSU .

(Beifall bei der CDU/CSU)

Philipp Amthor (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die 

AfD will eine Enquete-Kommission für mehr direkte 
Demokratie auf Bundesebene einsetzen . Das klingt wie-
der nach einem tollen Antrag . Ich will vorwegschicken: 
Das ist ein sehr berechtigtes Grundanliegen; denn auch 
unsere Koalition hat sich dazu entschlossen, eine Exper-
tenkommission zu diesem Thema einzusetzen . Über das 
Für und Wider direkter Demokratie kann man trefflich 
streiten . Sachlichen Diskussionen werden wir uns nicht 
verschließen . Trotzdem habe ich zwei Kritikpunkte be-
treffend Ihren Antrag und die Art und Weise, wie Sie über 
direkte Demokratie diskutieren . Ich übe Kritik zum einen 
an der Zielrichtung und zum anderen an der Form der 
Enquete-Kommission, in der Sie diskutieren wollen. 

Zuerst zur Zielrichtung . Ich sage Ihnen sehr deutlich: 
Es ist ein gutes Verständnis von mehr Bürgerbeteili-
gung und direkter Demokratie, wenn man das begreift 
als ein gemeinsames Instrument aller Fraktionen, als ein 
gemeinsames Instrument des Parlaments und als ein In-
strument, das Brücken zwischen der Politik insgesamt 
und der Bevölkerung baut, als ein Instrument, das Ver-
trauen in das politische System schafft. Aber ich sage 

Mahmut Özdemir (Duisburg)


